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/ Den Anwälten von Eltern 
Tür und Tor geöffnet 
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KOMMENTAR 

elbstverständlich gewichten 
Schulleiter und Lehrer den Ba
selbieter Kantonsgerichtsent
scheid im Fall Rüegg unter

Schull,onflikte Selbst aus Basel-Stadt kommt Kritik am Baselbieter Urteil im Fall Rüegg schiedlich. Ebenso selbstverständlich 
wird das Urteil weder den Untergang 
unserer Schulen herbeiführen noch ist 
es der total insolierte Einzelfall ohne 
Präzedenzwirkung, wie ihn Liestals 
Gym-Rektor Thomas Rätz gerne sehen 
wiirde. Es ist vielmehr die Aufforde-

VON BOJAN SlULA 

Der Entscheid des Baselbieter Kantonsge
richts erschüttert die hiesige Bildungsland
schaft. Zwar ging es im Fall von Martin 
Rüegg Uil1 einen UillStrittenen Zeugnisein
trag wegen unentschuldigter Absenzen. 
Doch die vom Gericht abgewiesene Be
schwerde des Liestaler Gymnasiallehrers 
und SP-Landrats gegen eine Weisung sei
ner eigenen Schulleitung (bz von gestern) 
weckt eine grundlegende Befürchtung: Ge
nügt es in Zukunft, wenn Eltern einen An
walt beiziehen, oder sogar nur mit ihm 
drohen, um Uillstrittene Zeugnisnoten 
oder Promotionsentscheide =zustossen? 

Für Michael Weiss, den Geschäftsführer 
des Baselbieter Lehrerinnen- und Lehrer
vereins (LVB), liegt die Antwort auf der 
Hand: «Es ist klar, dass sich Eltern durch 
dieses Urteil ermutigt fühlen werden, in 
Streitfällen mit den Schulen den juristi
schen Weg zu beschreiten.» 

Weg des geringsten Widerstands 
Diese Ermutigung könnte gleich in dop

pelter Hinsicht wirken: Einerseits haben 
die Kantonsrichter der Einsprachemöglich
keit von Lehrern gegen Weisungen der ei
genen Schulleitung eine Absage erteilt. Al
leine das hält der Baselbieter SVP-Landrat 
Paul Wenger für ein «total falsches Signal»: 
«Wenn Schulleitungen einen Lehrerent
scheid einfach übersteuern können, dann 
bleibt für die Lehrerschaft wirklich nicht 
mehr viel an Kompetenzen übrig.» Viel 
mehr sollten Schulleitungen ihren Lehr
kräften den Rücken «gegen Angriffe von 

aussen» stärken, kritisiert der frühere 
Mathematiklehrer. 

Anderseits geht nach dem Urteil in der 
Lehrerschaft die Befürchtung um, dass die 
Schulleitungen in Zukunft vermehrt den 
Weg des geringsten Widerstands gehen 
und vor Eltern-Interventionen einknicken 
werden. Welche Schulleitung könne es sich 
schon leisten, in unter Umständen gleich 
mehrere Rechtsstreitigkeiten mit Eltern 
verwickelt zu sein, fragt rhetorisch LVB
Geschäftsführer Michael Weiss und nennt 
ein konkretes Beispiel: An einer Primar
schule im Bezirk Arlesheim hätten kürzlich 
Eltern Druck auf eine Primarlehrerin auf
gesetzt, um für ihren Sprössling den Über
tritt ins Niveau P der Sek I zu erwirken. Als 
sich diese an die Schulleitung wandte, er
hielt sie die erhoffte Rückendeckung nicht. 
Im Gegenteil: Die Schulleitung empfahl ilir, 
dem Schüler die besseren Noten zu geben. 
Ganz nach dem Motto: «Soll sich doch die 
Sek I mit dem Problem herumärgern.» 
Weiss ist überzeugt: «Die Schulleitungen 
wissen jetzt: Wenn sie den Eltern nachge
ben, dann herrscht Ruhe, schliesslich kann 
kein Lelrrer mehr etwas gegen eine solche 
Weisung unternehmen.» 

Wortkarge Bildungsdirektion 
Die Befürchtung, dass jetzt den Interven

tionen von Eltern-Anwälten Tür und Tor 
geöffnet worden ist, wird von der Basel
bieter Bildungsdirektion (BKSD) geradezu 
befeuert: «Wir nehmen den Entscheid des 
Kantonsgerichts zur Kenntnis. Das 
Einschalten eines Anwalts ist das Recht al
ler Bürgerinnen und Bürger.» Das ist alles, 

«Es schadet der 
Schule und damit 
sehr direkt den 
Kindern, wenn die 
Autorität der Lehre
rinnen und Lehrer 
weiter vermindert 
wird.» 
Christoph Eymann Basler 
Erziehungsdirektor 

was sich BKSD-Projektleiterin Veronika 
Levesque am Tag danach entlocken lässt. 

Da reagiert der Basler Erziehungsdirek
tor Christoph Eymann wesentlich resolu
ter: «Ich habe Respekt vor Lehrpersonen, 
welche den beschwerlicheren Weg gehen 
und fadenscheinige Erklärungen von Schü
lerinnen hinterfragen. Solche Lehrperso
nen muss man stützen. Es schadet der 
Schule und damit sehr direkt den Kindern, 
wenn die Autorität der Lehrerinnen und 
Lehrer weiter vermindert wird.» Wenn El
tern, wie zuletzt vermehrt beobachtet, mit 
Unterstützung von Anwälten versuchen, 
einzelne Noten ilirer Kinder zu verbessern, 
dann «entfernen wir uns vom Sollzustand 
einer vertrauensvollen Zusammenarbeit 
zwischen Lehrpersonen und Schülern so
wie deren Eltern», urteilt der LDP-Regie
rungsrat. Gerade darum wurde laut Ey
mann in Basel «bereits vor längerer Zeit die 
Mitsprache der Eltern bei Übertritten in 
die nächste Schulstufe aufgehoben, Uil1 die 
Autorität der Lehrpersonen zu stärken». 

Im Baselbiet plädiert LVB-Geschäftsfüh
rer Weiss dafür, dass mittels einer Ände
rung des Bildungsgesetzes die Einsprache
möglichkeit von Lehrern festgeschrieben 
wird; darum sei man schliesslich im Fall 
Rüegg vor Gericht gegangen. «Allerdings 
glaube ich nicht, dass dies momentan poli
tisch eine Chance hat.» SVP-Bildungspoliti
ker Paul Wenger behält sich vor, mit ähnli
cher Stossrichtung im Parlament vorstellig 
zu werden: «Politisch habe ich mit Martin 
Rüegg das Heu nicht auf derselben Bühne, 
aber in diesem Fall hatte er recht, vor Ge
richt zu gehen.» KOMMENTAR RECHTS 

von Bojan Stula 

rung, dass es jetzt einer sorgfältigen po
litischen Dislrussion bedarf. Die grösste 
Gefalrr, die dabei lauert, lautet: Es darf 
weder in die eine noch in die andere 
Richtung übermarcht werden. 

Trotz der Lehrerempörung nach dem 
Urteil vom Mittwoch bleibt es richtig, 
dass Eltern eine Möglichkeit besitzen, 
sich gegen in ihren Augen willkürliche 
Schul-oder Lehrerentscheide zu weh
ren. Die Zeiten, in denen man als Bür
ger schutzlos Behördenverfügungen 
ausgeliefert war, sind definitiv vorbei. 
Genauso richtig ist aber auch, dass die 
Lehrer nicht wehrlos überstimmt wer
den dürfen, wenn sie Entscheide fällen, 
die zu ilirer Kernkompetenz zählen. 
Nicht nur deshalb, um die Gleichheit 
der Mittel herzustellen, sondern weil ge
rade im Fall von Noten und Promotio
nen niemand besser über die walrre 
Leistungsfähigkeit von Schülern urteilen 
kann als die jeweilige Lehrerschaft. 

m!J bojan.stula@azmedien.ch 

Schwimmen ist ihnen wichtiger als Sparen 
Gelterldnden Die Gemeindeversammlung bewilligte einen Kredit von über 17 Millionen Franken für das Grossprojekt 

VON THOMAS IMMOOS 

Die Stärke des Applauses nach den ein
zelnen Voten liess das Ergebnis schon 
erahnen: Wer sich an der Gelterkinder 
Gemeindeversanimlung am Mittwoch
abend für den Bau des neuen Hallen
bads aussprach, erhielt lauteren App
laus als die Gegner. Trotz dieses gradu
ellen Unterschieds war es eine sachli
che und faire Debatte. 

«Es ist ein grosser Brocken», räumte 
Gemeindepräsidentin Christine Man
gold ein. Um diese Investition von 17,6 
Millionen Franken stemmen zu kön
nen, wird die «Gmeini» im Dezember 
eine Steuererhöhung Uil1 drei Prozent
punkte auf 59 Prozent bewilligen müs
sen. An die Gesamtkosten leistet der 
Kanton fünf Millionen Franken, rund 
eine Million kommt von den =liegen
den Gemeinden. Da die Projektierung 
weit gediehen sei, könne man nach Ab
lauf der Referendumsfrist «gleich losle
gen», so Mangold weiter. Allerdings 
wurde schon vor der Versammlung das 
ReferendUill gegen den Gemeindever
sammlungsbeschluss angekündigt. 

Sorgen um Handlungsspielraum 
Gemeinderat Raphael Graf verwies 

auf die langjährigen und sorgfältigen 
Vorarbeiten. Zudem habe die Gemein
deversammlung vor vier Jalrren bereits 
dem Projektierungskredit zugestimmt. 
Die Alternative, lediglich ein offenes 
Freibad zu bauen, bringe zudem nicht 
wesentliche Kosteneinsparungen, zu
mal damit der Projektierungskredit von 
1,6 Millionen Franken umsonst bewil
ligt worden wäre. 

Als Sprecher der Mehrheit der Ge
schäftsprüfungskommision (GPK) sagte 
Christian Tanner, das Hallenbad sei ein 
wichtiger Beitrag für die Sport
infrastrulctur der Gemeinde. Für die 
GPK-Minderheit führte Christoph Bit
terlin aus, dass die enormen Investitio
nen und die dadurch steigende Neuver
schuldung den Handlungsspielraum 
der Gemeinde einschränken werde: 

So soll das neue Gelterkinder Hallenbad innen aussehen. 

«Dann darf nichts Ausserordentliches 
passieren.» 

Schulrätin Eva Schelker äusserte die 
Befürchtung, dass durch den Bau des 
Hallenbads dringende Schulhauspro
jekte auf der Strecke bleiben könnten. 
Deshalb stellte sie einen Rückweisungs
antrag. Dieser wurde jedoch mit einem 
deutlichen Nein verworfen. 

«Wir nehmen uns für die nächsten 
Jahre den Handlungsspielraum», be-

griindete Landrat Michael Herrmann 
seine ablehnende Haltung. Man könne 
sich dann nichts mehr anderes leisten. 
Die Gemeindepräsidentin erwiderte: 
«Gelterkinden soll eine attraktive Ge
meinde bleiben» - was mit tosendem 
Applaus und zustimmenden Pfiffen 
kommentiert wurde. Ein Bürger mein
te, dass er zwei Seelen in seiner Brust 
habe: die des Steuerzahlers und die des 
Sportliebenden. Gemäss dem Motto 
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«Von der Wiege bis zur Urne - turne, 
turne, turne» stimme er aber dem Kre
dit zu. 

Was der Gemeinderat mache, wenn 
die Steuererhöhung im Herbst abge
lehnt werde, wollte ein Bürger wissen. 
Dann müsse der Gemeinderat über die 
Bücher, führte die Gemeindepräsiden
tin Christine Mangold aus. Gelterkin
den habe aber in den vergangenen Jah
ren zahlreiche hohe Investitionen ge-
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meistert. In der Schlussabstimmung 
nach gut einstündiger Debatte votier
ten 276 für den Bau des neuen Hallen
bads; 31 waren dagegen, 5 enthielten 
sich der Stimme. 

Vor der Hallenbad-Debatte hatte die 
Versammlung die Rechnung 2015 ge
nehmigt. Sie schliesst bei einem Auf
wand und Ertrag von je rund 25,5 Mil
lionen mit einem Überschuss von 
185 000 Franken ab. 


